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Eine diskutierte Treppe
An der Steiner Einwohnerratssitzung 
ging es um einen zweiten Notausstieg 
an der Schiffländi. / 25

Tobias Bolli und Dario Muffler

Die Macht im Kantonsparlament hat sich 
am Sonntag zugunsten der Bürgerlichen 
verschoben. Sowohl die Freisinnigen als 
auch die SVP konnten ihre Stimmenanteile 
erhöhen. Beide eroberten einen zusätz­
lichen Sitz im Parlament und haben nun  
zusammengenommen Anspruch auf die 
Hälfte aller Sitze. Rechnet man die EDU 
hinzu, die heute mit der SVP eine Fraktion 
bilden, erreichen die bürgerlichen Kräfte 
bequem eine absolute Mehrheit. 

Wo Sitze gewonnen werden, gehen auch 
Sitze verloren. Die Grünen und die Jungen 
Grünen müssen je ein Mandat abtreten, 
nachdem sie im Wahljahr 2020 noch trium­
phiert hatten. Umweltthemen – oder zu­
mindest die radikale Bekämpfung des Kli­
mawandels – haben an Popularität einge­
büsst. Die Jungen Grünen konnten einen 
ihrer zwei Sitze verteidigen, die sie für die 
auslaufende Legislatur erobert hatten. Für 
eine Fraktion mit eigenen Parteileuten wird 
es indes nicht mehr reichen. Dazu sind min­
destens fünf Personen nötig. 

Der SP gelang es derweil, die von der AL 
übernommenen Sitze zu halten. Im Ver­
gleich zu 2020 holt die SP zwar drei Sitze 
mehr. Doch vor vier Jahren gewann die AL 
insgesamt vier Sitze. Die Alternative Liste 
ging später in der SP auf. Deshalb hat die SP 
unter dem Strich einen Sitz verloren. Dieser 

Verlust wird von der Juso, die neu im Parla­
ment vertreten sein wird, wieder aufgewo­
gen: Die SP-Juso-Fraktion ist weiterhin 16 
Sitze stark.

Der GLP bleiben gleich viele Sitze wie 
2020, nämlich insgesamt fünf. Damit kön­
nen die Grünliberalen den vor vier Jahren 
zusätzlich gewonnenen Sitz verteidigen. 
Auch die Mitte und die EVP behalten gleich 
viele Sitze wie zuvor. 

Neues Personal
Insgesamt haben nur zwei Sitze die Par­

teifarbe geändert, trotzdem wird das Parla­
ment durcheinandergewirbelt: 18 neue Per­
sonen stossen dazu. Zu ihnen zählen auch 
junge Politikerinnen und Politiker wie Leo­
nie Altorfer (Juso), Lara Winzeler (Junge 
SVP) und Fabian Bolli (GLP). Der hohe Al­
tersdurchschnitt des Kantonsrats wird mit 
ihnen etwas sinken. 

Ebenfalls bemerkenswert: Neu werden  
22 Frauen im Kantonsrat politisieren, heute 
sind es nur 14. Unter den neu gewählten 
Frauen sind die gescheiterte Regierungs­
ratskandidatin Bettina Looser (SP), die Ex-
Ständeratskandidatin Nina Schärrer (FDP) 
und die Präsidentin des städtischen Gewer­
beverbandes Nicole Herren (FDP). 

13 Bisherige müssen das Parlament ver­
lassen. Darunter viele wohlbekannte Na­
men: FDP-Parteipräsident Urs Wohlgemuth, 
der städtische Finanzreferent Daniel Preisig 

(SVP), Christian Heydecker (FDP) und Ueli 
Böhni (GLP).

Gibt es nun einen Mini-Spital?
Für die grössten Herausforderungen und 

anstehenden politischen Debatten hat die 
neue Zusammensetzung Konsequenzen. In 
der Gesundheitspolitik steht die Diskussion 
über die Beteiligung des Kantons am Neu­
bau der Spitäler Schaffhausen an. Mit einer 
Mehrheit von SVP und FDP dürfte ein Neu­
bau in der heute geplanten Dimension einen 
schweren Stand haben. Die FDP hat ange­
kündigt, dass sie sich für eine Art Light-Ver­
sion des Spitals einsetzen will – das heisst: 
Nur eine Grundversorgung soll es in Schaff­
hausen geben, Spezialoperationen sollen 
ausserhalb durchgeführt werden. Diese 
Haltung dürfte in der SVP Gefallen finden, 
kamen aus ihren Reihen in der Vergangen­
heit doch Forderungen, das Projekt vorerst 
zu stoppen und komplett zu überarbeiten. 

Den Versuch, Leistungen in Schaffhausen 
abzubauen, wird die SP zwar nicht im Parla­
ment stoppen können. Doch sie wird es über 
Volksentscheide versuchen. Romina Loliva, 
Co-Präsidentin der SP Schaffhausen, sagt 
gegenüber den «Schaffhauser Nachrichten» 
denn auch: «Wenn nötig, gehen wir mit 
einem Referendum vor das Volk.» 

Die SP sei zwar interessiert daran, weiter­
hin Kompromisse zu suchen, aber die Partei 
wolle in den nächsten vier Jahren pointier­

ter auftreten, so Loliva. «Wir müssen stär­
kere Oppositionspolitik machen.»

Integrative Schule im Gegenwind
In der Bildungspolitik droht in den nächs­

ten Jahren ein ähnlicher Graben. Aus dem 
Erziehungsdepartement wird eine Vorlage 
zur integrativen Beschulung erwartet. Wäh­
rend die SP und die Grünen die integrative 
Schulform befürworten, lehnen die SVP 
und grosse Teile der FDP diese ab. Da die 
Kantonsregierung mit dem Einzug von Mar­
cel Montanari (FDP) bürgerlicher wird, 
bleibt abzuwarten, wie viel Angriffsfläche 
die Regierung mit ihrer Vorlage den Bürger­
lichen bieten wird.

In Steuer- und Gebührenfragen hat das 
neue Parlament nun ebenfalls einen länge­
ren Hebel. Nachdem der Kanton in den letz­
ten Jahren die Steuern deutlich gesenkt hat, 
warnt die Regierung jetzt (wieder) vor düs­
teren Jahren. Dass sich das neu zusam­
mengesetzte Parlament bei einem riesigen 
Eigenkapital von rund 800 Millionen Fran­
ken davon beeindrucken lassen wird, darf 
bezweifelt werden.

Schneller vorwärtsgehen könnte es in 
der Wirtschaftspolitik. Konkret bei der 
Weiterentwicklung von Tagesstrukturen. 
Weil das Parlament auch auf bürgerlicher 
Seite weiblicher geworden ist – und nam­
hafte Exponentinnen wie Nina Schärrer 
sich für dieses Thema einsetzen. 

Ein neuer Wind weht im Kantonsparlament
Das Parlament des Kantons Schaffhausen erfährt eine Verjüngungskur. Fast ein Drittel des Kantonsrats wird ausgewechselt.  
Das hat wohl Folgen für die Politik in den nächsten vier Jahren – sowohl in der Bildungspolitik als auch beim Spitalneubau.

So sieht der neue Kantonsrat aus 
2025 bis 2028

SVP  17 Sitze (+1)

SP  15 Sitze (+3)

FDP  9 Sitze (+1)

GLP  5 Sitze (0)

Grüne  2 Sitze (–1)

Junge Grüne  1 Sitz (–1)

EDU  2 Sitze (0)

Die Mitte  2 Sitze (0)

EVP  2 Sitze (0)

Junge SVP  2 Sitze (+1)

SVP Agro  1 Sitz (0)

SVP KMU  1 Sitz (0)

SVP Senioren  0 Sitze (–1)

JFSH  0 Sitze (0)

JUSO  1 Sitz (+1)

Sitzverteilung Parteien
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«Wenn nötig,  
gehen wir  
mit einem  
Referendum vor 
das Volk.»
Romina Loliva 
SP-Co-Präsidentin


